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Best~g"J.~ vQ.~ .. ~linj ~.2.l:~E. Hil:f.l?_liJ,.:~e.ll:. 

..1...F--.:U-..E_ß:....~.~..Ln t.~_.2.. . .2'-1_u ;L~ 

20.Juni1949 

Auf eine von den Abg. Dr. Z e 0 h n e r und Genossen in der 

Sitzung des Nationalrates am 30.März d.J. überreiohte Anfrage, 

betreffend die Bestellung von klinisohen Hilfsärzten, teilt Bundesminister 

für Unterrioht Dr. H u r des mit: 

Bei der Bildung .der Pe:r.'so!1füstände h8. t gemäss § 6 des Beamten-Übe:rlei­
tungsgesetzes allen Erwägungen 6.88 zwingende Staatsinteresse voranzugehen, eine 
der Republik Österreich ergebene; nach Gesinnung uns Haltung einwandfrei 6ster­
reiohische, demokratische Beamten.schaft 'zu schaffen. Demnach sind bei der Bil­
dung der Persona'lstände di.e in § 6, Abs.(2), (3) und.. (4) bezeichneten· Pei'BO­
nengruppen in der dort angeführten Reit.enfolge zu berüoksiohtigen. Unter Be­
daohtnahme auf diese GrundsLU;z;:. vollzieht sich die Bildung der Personalstänclc 
1m Einvernehmen mit dem Bundeskamj l€·ramt ~ 

Was die wissenschaftliohen Iii::''fskrä.;fte (Eochschulessistenten, vertrags­
mässig bestellte Hilfskr,g,f ~e t Idinif:;che liilfsä.rzte und Demon2tratoren) be­
trifft, werdendiesbezügliclie .AnstGllul1t,?santr9.ge von den Hoc.I:!schulen so ~pon­
tan gestellt I dass im Interesse eirlor unbehinderte:n~Fortführung des wissen ... 

I schaftlichen Betriebes vor der ""ine g'8wisse Zeit in Ansp'ruch nehmenden Durch­
führung derendgültigerl Anstellung von Bewerbern (Ernennung zum Beamten. bzw. 
vertragsmässige Anstellune;) Provisorialverfügungen getroffen werden miissen, 
insbesondere wenn der bishf)rige Inhaber des Postens ~usgeschied-en ist und eine 
NeubeB&tzung-vorganommen werden soll. In diesen Fä.llen werden zunächst durch 
Proviarialverfügungen lose Beschäftigungsverhältnisse begründet und den Be­
sohäftigten Bezugsvorsohüsse angewiesen. die: naoh der Ilefinitivatellung abzu-
reohnen sind. . 

Im Jä'nner 1949 ist das Alliierte Entnazifiziel'ungsbü!'o nach 'ttberprüfung 
von 127 in der gesohilderten Weise provisorisch zum Dienste zugelassenen 

; wis'sensehaftlichen Hilfskr~iften zu den Beschlüssen gekommen, dass naoh Mei­
nung diese~ alliierten Stelle drei l?ersonen in die Kategorie der Belasteten 
fallen~: . ~{ und dass sich weitere sieben Personen unter den Beschäftigten 
befinden, deren Aufnahme in den Dienst im Widerspruo~ mit den dem Alliierten 
Entnazif1eierungsbüro bekal'lntgegebenen Gepflogenheiten stehe. Die Forderung 
des Alliierten EntnazifizierungsbUros in sein(~r Note vom 31.Jänner 1949 lau­
tete dahin, dass die öster:r0ichische Regierung unverzüglioh in tlbereinstim­
mung mit dem österreichischell Gosetz Ilassnahmf:,n ergreifen soll in Bezug auf 
die belasteten Personen, di! als iOlche gelten oder gelten'sollten,und daas 
ein Berioht der österreichisob!;jn Regierung über dio Entscheidung bezüglioh 
dieser Personen bis spätestens 15.2.1949 erstattet werden soll. Weitars 1'0 r­
darte das Alliierte Entnazifi zierungsbüro, dass· überhaupt alle 127 der Re~ 
giatrierungspflicht unterliegenden wis~enschaftlichen Hilfskräfte hinsicht· .. 
lieh ihrer J;inst tl,:,:';.,ungskategorie noch einm.al überprüft und Massnahman er- ' 
griffen. we~den sollen be~üglich jell~r Personen, w~lche in die Kategorie der 
Belasteten fallen. Da es sich in einer Reihe von Fällen, darunter 
===-===-==-====== 
~ wsi tere drei Personen in die Kst egoriH tier Belast den fallen so.ll ten 
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auch bei Dr.Lill, Dr.Fischer und Dr.Baumgartner, u.m Pe.r.aonen handelte, 
die während der n~tionalsozialistischen Herrsohaft in ihren eigenen Anga­
ben in FragEbogen behauptet hatten, zu der NSDAP in einem Verhältnis ge­
standen zu sein, das die Überprüfung der Frage erheischte, ob sie nicht 
nach dem Verbotsgesetz 1941 als Belastete anzusehen seien, wurden in die­
sen Fällen die provisorischen Zulassungen zur Ausübung der Beschäftigtung 
als wissenschaftliche Hilfskraft widerrufen und schleunigst Untersuchun-
gen vorgenommen. Hiebei hat es sich in der überwiegenden Mehrzahl der Fäl­
le J darunter auch bei Dr.Lill, Dr.Fischer und Dr.Baumgartner, ergeben, dasB 
die bewussten Angaben injenenFragebogen teils erfundere, teils stark über­
triebene DarsJ'ellungen der seinerzeitigen nationaleozialistischdn Betätigung 
dieser Stellen~erber waren. Bei den genannten drei Bewerbern konnte einwand­
frei festgestellt werden, dass sie nur minderbelastet sind. Demnach wurden 
sie im Einvernahmen mit dem Bundeskanzleramt wieder in Dienst gestellt • 

.......... -.-.-
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